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Verkündet

am 22° März 1956

I m N a m e n d e s V o l k e S‘

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerina

gegen

.
Beklagte und Revisionsbeklagte,

Beigeladehe:
„ . . . . . „ . ‚ . . . „ . „ „ „ „

hat der 7„ Senat des Bundeésozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 22° März 1956

für Recht erkannt:v

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Heésischen Landensozialgerichts vom 30° März 1955

.mit den ihm zugrundeliegenden Feststellungen auf-

gehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wieseno

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab—

schließenden Urteil vorbehalten°

Die Gebühr für die Berufstätigkeit des Rechtsan—

walts der Klägerin vor dem Buhdessbzialgericht

wird auf DM 125,—— festgesetzt° ‘

Von Rechts wegen°
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Die Klägerin betreibt unter der Bezeichnung “ . «‚„9 H earl„—

}.;'...1) 1 ., ‚:„r „ ..„ " seit 1949 in Froschhausen, Kreis Of—

.fenbach (Main), einen Zuchtbctrieb für verschiedene Geflügel—
rasé3en° Dieses Unternehmen wurde von anfangs 3 — 4 Morgen nach

und nach
auf etwa 20 Morgen Umfang erweitert° Der größte Teil

der Bodenfläche wird im Wechsel ale Auslauf für durchschnitt—

lich 600 Rassehühner verwendet° Diese Fläche wird bearbeitet

und gedüngt; sie ist mit Gras und Weißklee besätn Ungefähr

5 Morgen dienen für die Anpflanzung von Futtermitteln (Topinamé

bur) und etwa ein halber Morgen für den Anbau von Kartoffeln

und Gemüse für den Haushalt der Klägerin° Zu den selbst gewon—

nenen Futtermitteln werden monatlich 20 Ztr. Mischiutter sowie
täglich 10 kg Fischmehl und 20 kg Kleie hinzugekauft und ver—

fütterto_Die Klägerin verkauft aus ihrem Betrieb laufend Jung—

hennen, Eintagsküken und Bruteier sowie jährlich die Hälfueder

Alttiereo
\

Die Klägerin beschäftigte in ihrem Betrieb seit 1949 laufend

Gehilfinnen und entrichtete für diese Beiträge zur Sozialver—

sicherung° Auch für die beigeladene XXXXXXXXXXXXXXXX, die seit

Juli 1951 bei ihr tätig und in die häusliche Gemeinschaft auf—

genommen worden ist, wurden Beiträge zur Sozialversicherung ge—

zahlte Nachdem die Allgemeine 0rtskrankenkaese (Aero) Offen—
bach (Main) mit Schreiben vom 6„ April 1951 auch Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung berechnet und gefordert hatte, legte

die Klägerin gegen die Einziehung von Beiträgen zur Arbeitslo—

senversicherung Beschwerde ein und beantragte, ihre landwirt—

schaftlichen Arbeitskräfte von der Arbeitlosenversicherungs—

pflicht freizustellen° Das Versicherungsamt für den Landkreis

Offenbach (Main) traf daraufhin unter dem 16° September 1953

die folgende Entscheidung: "Die Beschwerde wird zurückgewies'en°

Die beschäftigten Arbeitnehmer der Geflügelfarm Rübezahl sind

beitragspflichtig zur Arbeitslosenversicherung"°

Hiergegen legte die Klägerin mit Schreiben vom 160 Oktober 1953

abermals (weitere) Beschwerde ein, die nach dem Inkrafttreten
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des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) vom Oberversicherungsamt

Darmstadt als Klage an das Sozialgericht (SGD) Frankfurt

(Main) überging„ Das SG, lud im Rechtsstreit die Bundesan—

stalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

als Beklagte sowie die einzige damals im Betrieb der Kläge—

rin beschäftigte Geflügelzuchtgehilfin XXXXXXXXXXXXXXXX als

Beigeladene„ Auf den von der Klägerin vorgebrachten Antrag,

ihren Geflügelhof "als 1ahdwirtschaftlichen bzw° weidewirt—

schaftlichen Betrieb anzuerkennen", erkannte das SG° mit Ur—

teil vom Zoo-Dezember 1954 für Recht: "Der Klage wird stattge—

geben° Es wird festgestellt, daß die auf dem Geflügelhof "Rü—

bezahl" beschäftigten, in die häusliche Gemeinschaft der Klä—

gerin aufgenommenen Geflügelzuchtgehilfinnen arbeitslosenver-

sicherungsfrei sind"° '

Auf die Berufung der Beklagten hob das Hessische Landessozial—

gericht (LSG„) in Darmstadt, das ebenfalls die Bundesanstalt

als Beklagte behandelte, mit Urteil vom 30° März 1955 das Ur—
teil des SG° Frankfurt (Main) und die Entscheidung des Versi—
cherungsamtes Offenbach (Main) auf und stellte unter Abwei—

sung der Klage fest, daß das Beschäftigungsverhältnis der bei

der Klägerin seit dem 16„ Juli 1951 als Geflügelzuchtgehilfin

tätigen XXXXXXLXXXXXXXXX der Arbeitslosenversicherungspflicht

unterliegea. '

Die Revision wurde zugelassen°

Gegen das ihr am 110 Juni 1955 zugestellte Urteil hat die Klä—

gerin mit Schriftsatz vom 11" Juli 1955, der am gleichen Tage
beim Bundessozialgericht (BSG„) einging, Revision eingelegt

und beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des.

SG„ Frankfurt (Main) vom 20° Dezember 1954 zu—
rückzuweisen°

Nachdem die Frist zur Begründung der Revision durch Beschluß

des BSG. vbm 8. August 1955 nach 5 164 SGGverlängert werden
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war, wurde mit Schriftsatz vom 120 August 1955, eingegangen

abeim BSG. am 13° August, die Revision damit begründet, daß
der Vorderrichter den Begriff des landwirtschaftlichen Be—

triebes im Sinne der @@70 und 72 des Gesetzesüber Arbeits—
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) in der Fassung

des H ssischen Gesetzes zur Änderung des AVAVG vom 18° Oktober

1954 (Hess, GVOB1° So 83) verkannt habe° Die Hühnerzuchtanlage

der Klägerin stelle einen landwirtschaftlichen Betrieb dar9

weil sie als Weidewirtschaft betrieben werde° Es sei nicht ent—

scheidend, daß dieser Betrieb Futter zukaufe, sondern maßgebend
sei

nur, daß der Betrieb ohne Bewirtschaftung des Bodens als

Weide nicht denkbar sei° Selbst wenn es aber darauf ankommep
ob und wieviel Futter hinzugekauft werde, so seien die ein—

schlägigen Feststellungen des Berufungsgerichts unter Verlet—

zung der 55 103, 157 Abs° 1 SGG zustande gekommen, weil das
Gutachten des Sachverständigen nicht erschöpfend gewürdigt

worden sei° Insbesondere habe der Vorderrichter nicht berück—

_sichtigt, daß die Klägerin auf 3 Morgen Topinambur als Hühner—

futter anbaue‚ so daß täglich je nach Jahreszeit allein an

Knollen l — 2 Ztr„ verfüttert werden könnten und zusätzlich

erhebliche Mengen Grünmasse verfügbar seien° Der Weidefutter—

und Topinamburanbau überwöge also die zugekauften Futtermittel°

Die Beklagte beantragte mit Schriftsatz vom 280 Oktober 1955;

die Revision als unbegründet zurückzuweisenc

Die 95 70 ff„ AVAVG seien als Ausnahmevorschriften zu % 69

eng auszulegen° Das_Revisionsgericht sei an die Feststellung

der Berufungsinstanz gebunden, daß die Auslauffläche zuzüglich

des Topinamburanbaus nicht die alleinige oder zumindest über—

wiegende Futtergrundlage für die Hühner darstelle° Diesbezüg—

lich sei das Sachverständigengutachten eingehend und richtig

gewürdigt werden° Danach erfolge die Tierzucht nicht im Sinne

des @72 AVAVGauf weidewirtschaftlicher Grundlage, da die
hinzugekauften Futtermittel die selbst erzeugten Futtermengen

bei weitem überschritten° Für die materielle Beurteilung der
Rechtslage bezog sich die Beklagte im übrigen auf die ihrer
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' Auffassung nach zutreffende Begründung des vorinstanzlichen

Urteilen

Darüber hinaus hat die Bundesanstalt im Verhandlungstermin

verfahrensrechtlich bemängelt, daß sie nicht passiv legiti-

miert sei° Tatsächlich Beklagte sei die AOK„ Offenbach (Mäin)‚

der gegenüber die Verpflichtung, Beiträge zu leisten, streitig

gewesen sei° Die Bundesanstalt sei nur als Beigeladene im Sin—

ne des 5 75 SGG am Verfahren zu beteiligen„ Sollte indessen

doch die Bundesanstalt als Beklagte gelten, so fehle es dann
an der notwendigen Beiladung der AOK° Offenbach nach 5 75 '

Abs° 2 SGG° Daher hat die Bundesanstalt hilfsweise beantragt,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG° zurückzuverweiseno

Die Revision ist statthaft (@162 Abs, 1 Nr„ 1 see), auch
form— und fristgerecht eingelegt sowie begründet worden

(5% 164, 166 SGG)„ Sie ist daher zulässigov

Die Revision muß auch zum Erfolg führen„

Das Begehren der Klägerin wurde vom SG‚; wie vom LSG„ zutref—

fend als Feststellungsklage im binne des 5 55 Abs. 1 Nr„ 1 sec
behandelt° Ausgangspunkt hierfür wär der Streit über die Ver—

sieherungspflicht zur Arbeitslosenversicherung, der — veran—

laßt durch die Beitragsanforderung der AOK° — von der Klägerin

zunächst bei dem Versicherungsamt anhängig gemacht worden war„
Dieses entschied im Beschlußverfahren° Im Beschwerdeweg hatte da—

nachdasOberversicherungsamt zu entscheiden (@ 405 RVO)„ Nachdem“

die bei dem Oberversioherungsamt anhängige Beschwerde infolge

Inkrafttretens des SGG gemäß 5 215 Abso 2 SGG auf das SG„ über—

gegangen war, galt sie nach @ 215 Abs° 4 SGG als Klage° Diese
Vorschrift kann — soweit es sich um den Übergang eines Be—

schwerdeverfahrens nach 5 405 Abs" 2 RVOhandelt —nur dahin
verstanden werden, daß das bisherige Beschlußverfahren als Kla—

ge nach dem SGG fortzuführen ist" Gegen die Zulässigkeit der
‘Feststellungsklage bestehen im vorliegenden Fall schon deshalb

keine Bedenken, weil es sich tatsächlich nur um die Fortführung
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des im Zeitpunkt seiner Binleitung zulässigerweise auf Fest—

stellung gerichteten Verfahrens alten Rechts handelt° Die pro—

zessuale Stellung der am bisherigen Verfahren Beteiligten be—

urteilt sich fortan danach, welche Parteirolle sie im Rechts—

streit hätten, wenn er unter der Geltung des SGG anhängig ge—
macht worden wäre° Da eine von der Klägerin gegen die Entschei-

dung des Versicherungsamtes erhobene Beschwerde verlag, hätten

die Vorinstanzen als bisherige Gegnerin die AOK° als Beklagte

ansehen und in diese Parteirolle einweisen müssen° Eine Abwei—
chung von dieser Parteistellung hätte näherer Begründung be—

durft° Gleichzeitig mußte der 7orderrichter über die Beiladung

der Bundesanstalt — oder bei anderer Parteistellung — über dieje»
nigc der*AOKmach @ 75 SGG befinden°.Da diese Entscheidung Völ—

lig fehlt, die Beiladung im Revisionsverfbhren aber nicht nach—

geholt werden kann (@ 168 SGG), muß der Rechtsstreit allein

schon aus diesem Grunde an die Vorinstanz zurückverwiesen wer—

deno

Die Revision erscheint aber auch materiell—rechtlich begründet°

Das Berufungsgericht hat die Eigenschaft als landwirtschaftli—

cher Betrieb für den Geflügelhof (Rassehühnerzucht) der Kläge—

rin verneint‚ weil in ihrem Betrieb die Wiese— und Weidewirt—

schaft nicht die alleinige oder doch überwiegende Futtergrund—

lage für die gezüchteten Tiere abgebe, sondern die Hauptmengen

des Futterbedarfs anderweit eingekauft werden müßten° Es stützt

diese Auffassung im wesentlichen auf Bekundungen des in der Be—

rufungsinstanz vernommenen Sachverständigen, der die futterspae

rende Wirkung der für den Hühnerbestand der Klägerin verfügba-

ren Auslauffläche mit etwa 20 V„H„ des gesamten Futterverbrauchs

veranschlagt und diese Nahrungsquelle für die Tiere normaler-

weise nur in der Zeit von März bis November jeden Jahres für

nutzbar hält„ Diese_negativen Feststellungen allein tragen in—

dessen im vorliegenden Fall das klagabweisende Urteil nicht° Es

waren insbesondere noch Ermittlungen erforderlich, welche Futter»

mengen die Klägerin weiterhin laufend durch den Anbau von Topin—

ambur gewinnt und wie sich diese Erträgnisse auf die verschie—

denen Jahreszeiten verteilena Erst danach dürften zuverlässige

Feststellungen darüber möglich sein9 welche Gesamtmengen an Fut—

ter für die Hühnerzucht aus der Bewirtschaftung von Grund und
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Boden im eigenen Betrieb der Klägerin erzielt werden und in

welchem Verhältnis sie zum Ankauf stehen° Für die Anwendung

der @@70 und 72 AVAVG ist diese Klarstellung von entschei-
dender Bedeutung° Insoweit hat das LSG° der Pflicht zur voll—

ständigen Erforschung des Sachverhalts (% 105 SGG) nicht ge—
nügt sowie die Grenzen seines Rechts7 über das Gesamtergebnis

des Verfahrens nach seiner freien Überzeugung zu entscheiden

(5 128 SGG), überschritten°

Da mithin der Tatbestand, wie sich aus den vorstehenden Aus—

führungen ergibt, nicht hinreichend geklärt ist, konnte der

erkennende Senat in der Streitsache auch materiell nicht selbst

entscheiden, sondern mußte sie unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG°

zurüokverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)„ .

VIliDie Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halten„

Die Entscheidung über die Gebühr für die Berufstätigkeit des

Prozeßbevollmächtigten der Klägerin in der Revisionsinstanz

beruht auf @196 SGG°
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